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Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung

1. Grundlagen zum Parteienrecht

Nicht  nur  anhand  der  textlichen  Entwicklung  von
Rechtsnormen,1 auch an der Übersicht von in einem
gewissen Zeitraum ergangenen Gerichtsentscheidun-
gen lassen sich Rückschlüsse auf den Zustand einer
Gemeinschaft und ihr Recht sowie ihre Politik und
politische Kultur ziehen. Dies aufzuzeigen ist auch
Sinn des „Spiegels“ der Rechtsprechung. Die Grund-
lagen  des  Parteienrechts  sind  in  den  vergangenen
Jahren  geprägt  von  Entscheidungen  zum  Problem
der Äußerungen von Amtsträgern gegenüber politi-
schen Parteien, genauer der NPD, und – zeitlich etwas
später; aber dann überwiegend – der AfD. Dieser Um-
stand lässt sich deuten als Symptom einer Polarisie-
rung des politischen Systems.2 Denn auch wenn der
Streit um die politische Neutralität des Staates schon
alt ist,3 mehren sich die insbesondere auch von Ver-
fassungsgerichten  getroffenen  Entscheidungen.  Die
Etablierung  der  AfD im Parteiensystem stellt  also
ganz offen den Staat, die Gerichte und auch die Wis-
senschaft vor enorme Herausforderungen. So zeigten
sich auch im vergangenen Jahr verschiedene Perso-
nen des staatlichen Lebens mitteilungsfreudig. Wäh-
rend sich die Sachverhalte  durchaus unterscheiden,
entwickelt sich zusehends eine allgemeine Dogmatik
der „Äußerungsfälle“ heraus, die es ermöglicht, zwi-
schen  einem  rechtmäßigen  Beitrag  zur  politischen
Meinungsbildung  und  einer  rechtswidrigen  Grenz-
übertretung zu differenzieren.4 

In der unter dem Namen „Wanka“ bekannt geworde-
nen Leitentscheidung des BVerfG5 ging es um eine
„Rote Karte“, welche die damalige Bundesministerin
der Partei AfD zeigen wollte, da diese eine gegen die
Bundeskanzlerin  Merkel gerichtete  Versammlung
durchführte. Dies fand auf der Netzseite des Minis-
teriums in Form einer Pressemitteilung statt, welche
die Partei im Organstreit anfocht, indem es ihr Recht
auf  Chancengleichheit  im  politischen  Wettbewerb

1 So  die  Textstufen-Analyse  von  P. Häberle,  Textstufen  als
Entwicklungswege des Verfassungsstaates, in: J. Jekewitz u.a.
(Hrsg.), FS K. J. Partsch, 1989, S. 555 ff.

2 Statt vieler S. Magen, VVDStRL 77 (2018), S. 67 (70-75).
3 Siehe  etwa  H. Krüger,  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Auflage

1966, S. 178 ff.
4 Vgl. etwa M. Payandeh, Der Staat 55 (2016), 519 ff.; A. Bäcker,

MIP 2015, 151 ff.;  D. Kuch AöR 142 (2017), 491 ff.;  D. Dişçi,
Der Grundsatz politischer Neutralität, 2019, passim; M. Morlok/
S. Jürgensen, JZ 2018, 695 (701);  S. Jürgensen/J. Garcia J.,
MIP 2016, 70 (77 ff.); T. Barczak, NVwZ 2015, 1014 ff.

5 BVerfG, Urteil vom 27.02.2018 – 2 BvE 1/16, in: NJW 2018,
928-934. 

rügte. Mit diesem ist nach dem BVerfG ein einseitig
parteiergreifendes Verhalten durch den Staat unver-
einbar. Dies gelte vor allem in, aber auch außerhalb
von  Wahlkampfzeiten.  Demgegenüber  könne  sich
zwar die Bundesregierung auf ihre Befugnis zur Öf-
fentlichkeitsarbeit  berufen,  müsse  dabei  aber  die
Pflicht  zur  Neutralität  wahren.  Diese  verbiete  es,
„sich mit einzelnen Parteien zu identifizieren und die
ihr zur Verfügung stehenden staatlichen Mittel und
Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit [zu] nutz[en],
um Regierungsparteien zu unterstützen oder Opposi-
tionsparteien zu bekämpfen.“6 Vielmehr sei es mit-
unter durchaus geboten, dass die Regierung zu den
gegen  sie  erhobenen  Vorwürfen  Stellung  nimmt,
dies dürfe indes allein sachlich geschehen, nicht in
Form eines  „Gegenschlag[s]“7 Dabei  sieht  das Ge-
richt  durchaus,  dass  die  geforderte  Zurückhaltung
angesichts der Tatsache, dass es bei Mitgliedern der
Bundesregierung regelmäßig auch um das Spitzen-
personal  der  Parteien  handelt,  die  miteinander  in
Konkurrenz stehen.  Dies  führe  aber  nicht  zu einer
Unanwendbarkeit  des Neutralitätsgebots  für  Minis-
ter.  Vielmehr  seien  sie,  trotz  dieser  tatsächlichen
Spannungslage,  dazu  verpflichtet,  auf  den  Einsatz
ministerialer Ressourcen oder der Autorität des Am-
tes zu verzichten, wenn sie an der politischen Mei-
nungsbildung teilnehmen. Diesen Anforderungen sei
die  Ministerin  Wanka nicht  gerecht  geworden:
Durch das Format der Aussage als Pressemitteilung
auf der Ministeriumshomepage sei diese unter Rück-
griff  auf  die  Amtsautorität  erfolgt,  auch  wenn  im
Text der Mitteilung nicht ausdrücklich auf das Amt
Bezug  genommen  wurde.  Inhaltlich  sei  die  Äuße-
rung  durch  eine  einseitig  negative  Bewertung  der
AfD  gezeichnet.  Sie  könnte  deswegen  auch  keine
Rechtfertigung im Prinzip  der  Öffentlichkeitsarbeit
finden, sei mithin verfassungswidrig, weswegen der
Antrag der  AfD Erfolg hatte.  Mit  der  Wanka-Ent-
scheidung  hält  das  BVerfG  an  seiner  Rechtspre-
chungslinie fest, die es auch etwa im Fall „Schwesig“
konkretisiert  hatte,  und für  die  es  verschiedentlich
kritisiert  wurde.  Tatsächlich  muss  das  BVerfG  in
Rechnung stellen, dass es mit seiner Beharrung auf
ein eher kontrafaktisches Leitbild über die Teilnah-
me von Politikern am Meinungsbildungsprozess nor-
mative  Erwartungen  weckt,  die  zu künstlicher  Zu-
rückhaltung und dem Bruch mit originär politischen
Logiken führt.  Das Gericht  reflektiert  dies  aber  in
vorbildlicher Weise und gibt gerade nicht Grund zu

6 BVerfG, Urteil vom 27.02.2018 – 2 BvE 1/16, in: NJW 2018,
928 (930).

7 BVerfG, Urteil vom 27.02.2018 – 2 BvE 1/16, in: NJW 2018,
928 (931).
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der  Annahme,  kritische  Stimmen nicht  in  die  Ent-
scheidungsfindung  einzubeziehen.8 Die  allein  des-
wegen durchaus zu begrüßende Entscheidung sollte
der Wissenschaft weiter Grund zur Annahme geben,
die Struktur der Äußerungsfälle als Abwägung von
miteinander kollidierenden Prinzipien zu verstehen,
die im Einzelfall durchzuführen ist – die aber der Pa-
rameter bedarf, die weiter ausgearbeitet und konkre-
tisiert werden müssen.9

Gegen eine  vorübergehend auf  der  entsprechenden
Ministeriumshomepage zugängliche, im Rahmen ei-
nes Interviews geäußerte Bemerkung des Bundesmi-
nisters für Inneres und Heimat, Seehofer, setzte sich
die AfD-Bundestagsfraktion vor dem BVerfG10 erfolg-
los zur Wehr, was vor allem prozessualen Umstän-
den  geschuldet  war.  So  bemühte  die  Fraktion  das
verfassungsprozessuale Eilverfahren nach § 32 Abs. 1
BVerfGG, ohne den Antrag entsprechend der entwi-
ckelten  Anforderungen zu substantiieren:  Sie  rügte
wegen der Äußerung Seehofers, der die AfD-Fraktion
u.a.  „staatszersetzend“ nannte,  eine Verletzung des
Chancengleichheitsrechts aus Art.  21 GG, ohne dass
einer  Bundestagsfraktion  dieses  zustehen  würde.
Weiter  sei  das  Rechtsschutzbedürfnis  nicht  hinrei-
chend dargelegt. So war das Innenministerium einer
Entscheidung des BVerfG zuvorgekommen und hatte
das Interview bereits entfernt, der Antrag ging somit
diesbezüglich ins Leere. Vorbeugender Rechtsschutz
gegen etwaige zukünftige Äußerungen gewährleiste
sowohl der Organstreit als auch das zugehörige Eil-
verfahren grundsätzlich nicht, zumal der Innenminis-
ter mit der Entfernung der Äußerung keinen Grund
zur Annahme gebe, er werde eine vergleichbare Äu-
ßerung wiederholen. Die Ablehnung der einstweili-
gen Anordnung war deswegen wohl die richtige Ent-
scheidung, auch wenn es sich angesichts der bereits
angedeuteten  Konflikte  als  gefährliches  Spiel  er-
weist. An dem Verhalten des Staates gegenüber der
AfD offenbaren sich eine Vielzahl von Streitpunkten
und Bewährungsproben der  modernen  Demokratie.
Ein Rückzug in rein prozessuale Erwägungen zeigt
eine gewisse dogmatische Stringenz und analytische
Kühle  im ansonsten  immer  sehr  hitzigen  Umgang
mit dieser Partei und ihren Fraktionen. Die Gerichte
dürfen aber nicht wesentliche Dimensionen derarti-
ger Streitigkeiten verkennen. So muss in Rechnung
gestellt  werden,  dass  die  AfD dutzendfach Gegen-

8 Das BVerfG verweist u.a. auf J. Krüper, JZ 2015, 414 (417);
M. Putzer, DÖV 2015, 417 (423); H. Mandelartz, DÖV 2015,
326 (329).

9 S. Jürgensen, MIP 2017, 143 (144 ff.).
10 BVerfG, Beschluss vom 30.10.2018 – 2 BvQ 90/18,  online

veröffentlicht bei juris.

stand von Neutralitätsfällen war und ist, der Verweis
auf  einen  guten  Willen  des  Bundesinnenministers,
also auch noch eines Verfassungsministers, wirkt an-
gesichts dessen als mit Vor- und Weitsicht zu genie-
ßende Aussage. Auch deswegen sollte die Neutrali-
tätsproblematik im ganzheitlichen Blick einer mög-
lichst  unbefangen und nach allen  Seiten  kritischen
Parteienrechtswissenschaft stehen.

Der VerfGH Berlin11 hatte in einer weiteren Variante
der Neutralitätsfälle erneut über eine gegen die AfD
gerichteten Aussage eines Amtsträgers zu entschei-
den,  hier  des  Berliner  Justizsenators.  In der  Sache
ging es um Äußerungen, insbesondere bezogen auf
den  AfD-Politiker  und  Leitenden  Oberstaatsanwalt
Roman Reusch, unter anderem, dass er dessen Ver-
halten  während  des  Wahlkampfes  auf  die  dienst-
rechtliche  Vereinbarkeit  prüfen  wolle  („durchaus
Anlass geboten, da mal näher hinzugucken“12). Die
AfD fühlte sich durch die Aussagen des Amtsträgers
in ihrem Recht auf politische Chancengleichheit ver-
letzt und zog deswegen vor den VerfGH. Die Beson-
derheit des Falles lag nun darin, dass der Justizsena-
tor verschiedene Aussagen in verschiedenen Kontex-
ten tätigte. Das Gericht sah also sowohl auf Zuläs-
sigkeits-, als auch auf Ebene der Begründetheit An-
lass für Differenzierungen. So konnte es in der An-
kündigung, „ihn im Blick zu behalten“13, keine Ver-
letzung des Chancengleichheitsgebots erkennen. Die
Stellungnahme bezöge sich auf das beamtenrechtli-
che Mäßigungsgebot und sei auch sprachlich auf den
Oberstaatsanwalt  Reusch konzentriert.  Es fehle  be-
reits  der  Zusammenhang zur  Partei,  weswegen die
Antragsbefugnis  fraglich  sei.  Dies  gelte  jedenfalls
für die Aussagen, die er in einem Interview mit dem
RBB tätigte. In diesem äußerte sich der Justizsenator
zum ersten Mal zum Fall Reusch, erwähnte aber die
AfD mit keinem Wort, sondern setzte sich allein mit
dessen Personalie  auseinander,  vor allem in Bezug
auf  den  dienstrechtlichen  Rechtsrahmen.  Die  Ver-
bindung zur AfD werde erst durch den RBB gezogen,
was dem Senator nicht zuzurechnen sei. Die Aussa-
gen  hingegen,  die  einen  unmittelbaren  Bezug  zur
AfD aufwiesen, seien im Rahmen einer parlamenta-
rischen Fragestunde gefallen,  ihnen fehle  eine „für
die  Antragsbefugnis  erforderliche  Auswirkung.“14

11 VerfGH Berlin, Beschluss vom 04.07.2018 – VerfGH 79/17,
online veröffentlicht bei juris.

12 VerfGH Berlin, Beschluss vom 04.07.2018 – VerfGH 79/17,
juris Rn. 31.

13 VerfGH Berlin, Beschluss vom 04.07.2018 – VerfGH 79/17,
juris Rn. 68.

14 VerfGH Berlin, Beschluss vom 04.07.2018 – VerfGH 79/17,
juris Rn. 77.
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Diese Konstellation macht – zumindest bezogen auf
die jüngere  Rechtsprechungsentwicklung – die  Be-
sonderheit des Falles aus. So begründet das Berliner
Verfassungsgericht,  dass  die  parlamentarische  Fra-
gestunde dem Abgeordneten als  Informationsquelle
dient,  das  Regierungsmitglied  sei  entsprechend
rechtlich  dazu  verpflichtet,  „auf  Fragen  Rede  und
Antwort  zu  stehen.“15 Dies  schließe  die  Geltung
strikter  Neutralität  aus,  es gelte  lediglich ein Will-
kürverbot, welches auch Wertungen in den Einschät-
zungen eines Regierungsmitglieds gestatte. Den auf
das Dienstrecht bezogenen Aussagen fehle der Bezug
zur Autorität  des Amtes. Vor allem, da es sich bei
den Aussagen um Antworten  auf  die  Fragen eines
AfD-Abgeordneten handelte, stellten sie keine Ver-
letzung des Neutralitätsgebots dar; dienten sie doch
gerade dazu, ein konkret artikuliertes Informations-
interesse zu befriedigen. Diese Entscheidung ist we-
gen der verschiedenen Ebenen der Behandlung (Zu-
lässigkeit/Begründetheit)  schwierig  einzuschätzen.16

Sie zeigt aber, welche Schwierigkeiten für die Recht-
sprechung bestehen, die von den verschiedenen Ak-
teuren  aufgestellten  Judikaturen  auf  eine  Linie  zu
bringen. Das BVerfG entfaltet mit den Leitentschei-
dungen „Gauck“17, „Schwesig“18 und „Wanka“19 si-
cherlich Orientierungswirkung, Fragen wie etwa die
der Kontextabhängigkeit  zeigen aber immer wieder
neue  Schwierigkeiten  auf.  So ergibt  sich,  dass  die
rechtliche Unterscheidung zwischen allgemeiner und
Parlamentsöffentlichkeit  richtig  ist,  obwohl  sie  in
Zeiten  technisierter  Kommunikation  durchaus  in
Frage steht.20 Soweit aber die Geltung des Neutrali-
tätsgebots  überhaupt  in Frage gestellt  wird,  sei  er-
neut an die Prinzipienstruktur dieser Pflicht erinnert.
Vor allem der Kontext ist ein Abwägungsparameter,
der sich gut operationalisieren lässt: Das Parlaments-
plenum ist kein Fernsehinterview oder eine Ministe-
riumshomepage.21 Wichtiger  als  Kategorien  sind
also  die  Feinmechaniken;  die  Entscheidung  liefert

15 VerfGH Berlin, Beschluss vom 04.07.2018 – VerfGH 79/17,
juris Rn. 78.

16 Siehe aber D. Kuch, Öffentlichkeit ist nicht gleich Öffentlich-
keit, Zur Geschäftsordnung am 09.05.2018 (http://zurgeschae
ftsordnung.de/oeffentlichkeit-ist-nicht-gleich-oeffentlichkeit/,
zuletzt abgerufen am 27.02.2019). 

17 BVerfGE 136, 323 ff.
18 BVerfGE 138, 102 ff.
19 BVerfG, Urteil vom 27.02.2018 – 2 BvE 1/16, in: NJW 2018,

928 ff.
20 Dazu  D. Kuch,  Öffentlichkeit ist nicht  gleich Öffentlichkeit,

Zur  Geschäftsordnung  am  09.05.2018  (http://zurgeschaefts
ordnung.de/oeffentlichkeit-ist-nicht-gleich-oeffentlichkeit/,
zuletzt abgerufen am 27.02.2019).

21 So bereits S. Jürgensen/J. Garcia J., MIP 2016, 70 (77 ff.).

hier viel wertvolles Material, das auf jeden Fall Auf-
merksamkeit verdient.

Die Grenze zwischen Öffentlichkeitsarbeit  und un-
zulässiger  Wettbewerbsverzerrung  hatte  auch  das
LVerfG  Schleswig-Holstein22 in  zwei  parallelen
Organstreitverfahren zu ziehen, die jeweils auf An-
trag der CDU eröffnet wurden. Streitgegenstand des
jeweiligen Verfahrens war jeweils ein Brief: Erstens
ein an die Landespolizei gerichteter Brief des Innen-
ministers,  zweitens  ein  an  die  Schulleiter,  Lehrer,
Eltern und Schüler gerichteter Brief der Bildungsmi-
nisterin, in denen die Minister jeweils eine Bilanz zu
der Arbeit ihrer Ressorts zogen. Die CDU verstand
diese Schreiben als Wahlwerbemaßnahmen und ver-
suchte zunächst im Landtag einen Antrag durchzu-
bringen,  der  auf  Missbilligung der  Briefe  und  auf
Aufforderung zur Unterlassung gerichtet war. Nach-
dem dies abgelehnt wurde, griff die CDU den Brief
vor dem LVerfG an. Zu einer Entscheidung kam es
jedoch nicht: Es fehle in beiden Fällen, so das Ge-
richt,  am erforderlichen  Rechtsschutzbedürfnis.  So
sei das Organstreitverfahren ein kontradiktorisches,
es bedürfe eines Antragsgegners. Diese seien mittler-
weile  weggefallen:  Nach  den  vollzogenen  Wahlen
sei  eine  neue  Regierung  zusammengekommen und
sowohl  der  ehemalige  Innenminister  als  auch  die
ehemalige  Bildungsministerin  nicht  mehr  Teil  die-
ser.  Damit  sei  es  nicht  möglich,  das Verfahren im
Rahmen  einer  diskursiven  Auseinandersetzung  zu
führen. Weder sei zu erwarten, dass sich die ehema-
ligen Minister zum Rechtsstreit äußerten, noch seien
dazu die neuen Minister bereit. Vor allem da Letzte-
re beide Mitglied der CDU und damit des Antrags-
stellers seien, sei eine abstrakte Klärung der aufge-
worfenen verfassungsrechtlichen Fragen nicht sinn-
voll  möglich.  Die  Entscheidungen  sind  als  falsch
einzustufen.  Auf  den  prozessual  schwierigen  Um-
gang mit Neutralitätsfragen wurde bereits verwiesen.
Anders als im Fall des BVerfG fehlt es an tragfähi-
gen prozessrechtlichen Gründen und der notwendi-
gen  Reflexion.  Dem  LVerfG  Schleswig-Holstein
muss  die  Aktualität  und Relevanz der  Rechtsfrage
bewusst gewesen sein. Statt  sich mit den Möglich-
keiten  des  Prozessrechts  auseinanderzusetzen,  wie
der ehemalige Innenminister und die ehemalige Bil-
dungsministerin  in  das  Verfahren  rechtlich  einge-
bunden werden können, etwa in Form einer extensi-
ven  Auslegung  der  Vorschriften  zum  Organstreit
nach § 35 LVerfGG oder einer Zeugenladung nach
§ 27 Abs. 1 LVerfGG SH i.V.m. § 377 ZPO, zieht es

22 LVerfG SchlH,  Beschluss  vom 08.06.2018  –  LVerfG 5/17
und  LVerfG SchlH,  Beschluss  vom 08.06.2018  –  LVerfG
6/17, online veröffentlicht bei juris.
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sich auf äußerst oberflächliche Entscheidungsgründe
zurück. Hier offenbaren sich die „strukturellen Kon-
trolldefizite“23 im Recht der Politik in Form einge-
schränkter  richterlicher  Überprüfbarkeit.  Die  an
Rechtstreitigkeiten  beteiligten  Organe  sind  kurzle-
big,  Personen  wechseln:  Die  moderne  Politik  ist
schnell  (oder  kann es notfalls  auch sein),  während
Justitias Mühlen langsam mahlen. Zieht sich verfas-
sungsgerichtlicher  Rechtsschutz  angesichts  dessen
hinter das grobmaschige Netz des Prozessrechts oder
bloße Tatsächlichkeiten der Politik zurück, entstehen
Lücken, die im Prozess demokratischer Legitimation
durchaus  problematische  Folgen  haben.  Eine  dezi-
dierte  Analyse  der  Briefe  im Spiegel  der  neueren
und  neusten  Rechtsprechung  wäre  notwendig  und
wohl auch möglich gewesen; dies gilt wenigstens für
die Notwendigkeit, sich gewissenhaft damit ausein-
anderzusetzen.

Ein  politisch  brisantes  Verfahren  fand  vor  dem
OVG  Berlin-Brandenburg24 statt:  Der  Deutsche
Bundestag stritt mit dem für Transparenz in der Poli-
tik  streitenden  Verein  abgeordnetenwatch.de über
die Offenlegung von Informationen, die im Zusam-
menhang mit der Parteienfinanzierung stehen.  Dies
gesuchte der Verein mithilfe des IFG zu erreichen.
Konkret  ging  es  um die  „Übersendung  sämtlicher
Korrespondenzen, Vermerke, Notizen, Dienstanwei-
sungen etc., die im Zusammenhang mit den Rechen-
schaftsberichten  und  Parteispenden  für  das  Jahr
2013 stehen und die damals im Deutschen Bundes-
tag vertretenen Parteien betreffen.“25 Der Bundestag
lehnte den Antrag mit dem Verweis auf die abschlie-
ßenden Regeln des PartG in Bezug auf die Transpa-
renz der  Parteien  in  Finanzsachen ab.  Zu Unrecht,
wie in der Vorinstanz das VG Berlin befand.26 Dem
stimmte nun auch das OVG zu: Das PartG enthalte
keine vorrangigen Spezialregelungen,  die dem IFG
vorgehen und Sperrwirkung entfalten. So kenne das
IFG das  Konkurrenzverhältnis  zu  anderen  Bestim-
mungen in § 1 Abs. 3 IFG, im PartG finde sich aber
keine  Norm  mit  vergleichbarem  Regelungsgehalt,
nämlich  eine  Norm,  die  ein  Recht  auf  Zugang  zu
amtlichen  Informationen  gegenüber  den  Behörden
des Bundes vermittelt. So fänden sich im PartG zwar
Regeln  zur  Transparenz  in  Finanzsachen,  die  über
die von der  Bundestagsverwaltung in Form von in

23 Th. Streit, Entscheidungen in eigener Sache, 2006, S. 179 ff.
24 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 26.04.2018 – OVG 12

B 6/17, in: NVwZ 2018, 1152-1154.
25 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 26.04.2018 – OVG 12

B 6/17, in: NVwZ 2018, 1152 (1152).
26 VG Berlin, Urteil vom 06.01.2017, 2 K 69.16, online veröf-

fentlicht bei juris.

Drucksachen  veröffentlichen  Rechenschaftsberich-
ten der Parteien hergestellt werde. Damit entstehe je-
doch kein Recht des Einzelnen auf Zugang zu diesen
Informationen, denn während sich im PartG objektiv-
rechtliche Pflichten zur Rechenschaft finden ließen,
sei das IFG als subjektives Recht ausgestaltet, womit
es eben nicht zu einer, dessen Anwendung ausschlie-
ßenden,  Konkurrenz käme.  Antragsgegner  des  An-
trages  nach  dem IFG sei  der  Bundestagspräsident
und zu Informationszugangsrechten  gegenüber  die-
sem  verhalte  sich  das  PartG  nicht.  Daran  ändere
auch die Behauptung nichts, IFG und PartG folgten
anderen  Regelungsmechanismen  und  die  Aussage,
der Gesetzgeber habe mit dem PartG das Transpa-
renzregime  über  die  Parteien  abschließend  regeln
wollen,  insbesondere da dies der Gesetzgeber auch
hätte regeln können und müssen. Auch verfassungs-
rechtliche Gründe stünden dem Antrag nicht entge-
gen, sondern könnten ggfs. bei den Ausschlussgrün-
den des IFG berücksichtigt werden, die vom Deut-
schen Bundestag aber  auch nicht  dargetan  worden
seien. Das Urteil überzeugt in der Sache vollständig,
vor allem dann, wenn man die für das Medium der
Gerichtsentscheidung  typischen  Restriktionen  in
Rechnung stellt. So arbeitet das Gericht, wie schon
vorher  das  VG Berlin,  äußerst  akribisch,  systema-
tisch und sprachlich klar,  lässt  aber tatsächlich die
verfassungsrechtlichen Implikationen eher kurz aus-
fallen.27 Dabei ist aber nicht zu vergessen, dass Ge-
richte  Fälle  entscheiden  und  nur  sekundär  an  der
Entwicklung der Verfassung mitarbeiten, zumal da-
durch Kapazitäten entstehen. Das Gericht arbeitet in-
nerhalb  dieser  Grenzen  erstaunlich  reflektiert  und
bedacht, weswegen auch die Annahme der mangeln-
den Konkurrenz zwischen IFG und PartG überzeugt.
Es mag sein, dass der Gesetzgeber dies nicht unbe-
dingt beabsichtigt  hatte;  die Entscheidung für  Ver-
waltungstransparenz, die den tragenden Grund hinter
dem IFG darstellt,  kann aber  auch an der Bundes-
tagsverwaltung nicht vorübergehen. Dies ermöglicht
einen mittelbaren Zugriff auf die politischen Partei-
en; dies lässt sich aber mit Grundentscheidungen der
Verfassungsordnung nicht nur rechtfertigen, sie be-
stärken die Entscheidungsgründe nur. Soweit in die-
sem Kontext auf das Grundrecht der Parteien auf in-
formationelle  Selbstbestimmung  aus  Art. 2  Abs. 1
i.V.m.  Art. 1  Abs. 1  GG  verwiesen  wird,  ist  dem
Art. 21  Abs. 1  S. 4  GG  entgegenzuhalten.  Selbst
wenn man ein  grundrechtlich  fundiertes  Recht  der
Parteien auf Privatheit annehmen möchte, wogegen
schon konzeptionell  etwas spricht,  ist  dieses  Recht
durch die  Verfassung selbst  nicht  beschränkt,  son-

27 Das beklagt etwa S. Lehmann, MIP 2018, 79 (81).
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dern  gestaltet  worden:  im  Transparenzgebot  des
Art. 21 Abs. 1 S. 4 GG für die Parteifinanzen28 und
im  Gebot  der  innerparteilichen  Demokratie  des
Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG für die innerparteiliche Wil-
lensbildung29. Damit ist keinesfalls die gebotene Tren-
nung  von  Staat  und  Gesellschaft  aufgehoben,30 sie
wird nur gegenstandsangemessen verkompliziert. An-
gesichts  des  tatsächlich  messbaren  Einflusses  von
Parteien im demokratischen System, der normativ un-
ter  dem  Gedanken  der  Beeinflussbarkeit  als  wün-
schenswert erachtet werden muss,31 ist die Annahme
einer prinzipiell unbeschränkten Privatheit zurückzu-
weisen. Trotz ihrer gesellschaftlichen Wurzeln kommt
ihnen ein verfassungsrechtlicher Status zu, das unter-
scheidet sie von anderen Vereinen. Wenn man dann
die Annahme des OVG, aus dem PartG folgen keine
subjektiven Rechte, mit dem Verweis auf die Verbin-
dung von Art. 5 Abs. 1 S. 2 und Art. 21 Abs. 1 S. 4 GG
kritisieren möchte,32 so kann an dieser Stelle durchaus
Sympathie für die dogmatische Konstruktion geäußert
werden.  Das  ändert  nichts  daran,  dass  sie  dogmati-
sches  Neuland  betritt  und  sie  vom OVG sicherlich
nicht in der Absolutheit getroffen wurde. Hier ging es
um die spezifische Abgrenzung von PartG und IFG
und die Aussage, dass das PartG – zumindest einfach-
gesetzlich – keine subjektiven Rechte vermittelt, was
wiederum unbestreitbar richtig ist. Die Konstruktion
des subjektiven Rechts auf Zugang zu Rechenschafts-
berichten steht dabei nicht in Konflikt zur Anwend-
barkeit  des  IFG,  die  Verfassungsnorm  des  Art. 21
Abs. 1  S. 4  GG vermag  es  vielmehr  auch  über  die
Grenzen  des  PartG  hinaus  auf  §  1 Abs. 1  IFG  zu
strahlen. Sie bestärkt die Annahme des OVG, dass es
keinen  Konflikt  mit  der  Verfassung  gibt,  wenn  die
Bürger die Möglichkeit haben, über subjektive Rechte
das so skandalreiche Feld der Parteienfinanzierung zu
betreten.  Damit  ist  auch  der  letzte  Punkt  angespro-
chen, nämlich das Gleichheitsrecht. So befürchten kri-
tische Stimmen eine mittelbare Verzerrung des Partei-
enwettbewerbs, würden Einzelne an selektierbare In-
formationen über bestimmte Parteien kommen. Auch
wenn das Grundverständnis der Chancengleichheit als
faktische  richtig  ist,  besteht  übertriebene  Sorge.  Im

28 Dazu grundlegend S. Lehmann, Der Rechenschaftsbericht der
politischen Partei, 2018.

29 Siehe hierzu  S. Jürgensen, Die Öffentlichkeit der Willensbil-
dung politischer Parteien, Regierungsforschung.de am 01.10.2018
(http://regierungsforschung.de/die-oeffentlichkeit-der-willens
bildung-politischer-parteien/, zuletzt abgerufen am  27.02.2019).

30 Das befürchtet S. Schönberger, MIP 2017, 5 (10).
31 Dazu S. Jürgensen, Verfassungsnormativität im Recht der Po-

litik, in Vorb.
32 So S. Lehmann, MIP 2018, 79 (82) mit Verweis auf M. Morlok/

S. Lehmann, NVwZ 2015, 470 ff.

Feld  der  kritischen  Überprüfung  von  Parteien  tum-
meln sich viele Akteure,  die  sich über das gesamte
Spektrum  der  politischen  Farbenlehre –  auch  in
Mischformen – verteilen. Gerade das IFG ist hierfür
ein beliebtes Mittel – nicht nur für Journalisten – ge-
worden, und die Ergebnisse werden mittlerweile über
Onlineplattformen  mit  der  gesamten  Öffentlichkeit
geteilt.33 Keine größere politische Ungleichheit, son-
dern Transparenz im Umfeld von Machtressourcen
ist  also  die  Folge  des  IFG im benannten  Bereich.
Das  OVG vermochte  dies  zu  erkennen,  weswegen
das Urteil Beifall verdient.

Als im Jahr 2018 die SPD zum zweiten Mal ihre Mit-
glieder zu einer möglichen Koalition mit den Unions-
parteien befragte, war die Unruhe groß. Das lag nicht
nur an den Erregungen über die Dauer des Prozesses
der Koalitionsfindung im Deutschen Bundestag, son-
dern  auch  an  verfassungsrechtlichen  Bedenken,  die
schon 2013 geäußert,34 und nun wiederholt wurden.35

Ein Teil dieser Bedenken wurden auch vor den VGH
München36 getragen, der im Rahmen eines Eilantrages
angerufen  wurde,  um einen  erneuten  Mitgliederent-
scheid zu verhindern. Dafür sah der VGH aber – wie
auch  die  Vorinstanz,  das  VG  München37 –  keine
rechtliche Grundlage. Der Antragsteller, der nach ei-
gener Aussage an der Bundestagswahl 2017 teilge-
nommen hat, verfüge über kein Recht, das es ihm er-
laube, als Nichtmitglied auf die Willensbildung einer
Partei Einfluss zu nehmen. Ein solches Recht ergebe
sich auch nicht etwa aus Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG, das
keine derart  subjektiv-rechtliche Struktur  aufweise,
die es einem Bürger ermögliche, lenkend gegenüber
den Bundestagsabgeordneten tätig zu werden. Diese,
durchaus kuriose, Entscheidung ist selbstredend als
richtig einzustufen. Allein aber das Gefühl des An-
tragsstellers, das freie Mandat der Abgeordneten vor
ihnen  selbst  schützen  zu  müssen,  ist  durchaus  be-
zeichnend und offenbart  eine verbreitete  Wahrneh-
mung,  wonach  der  politische  Prozess  fortlaufend
hinter den normativen Erwartungen der Verfassung
zurückbleibt.38 Diese,  für  die  Demokratie  durchaus
gefährliche, Wahrnehmung entsteht aus der Verbin-
dung von politischer Logik und ideologisch gefärb-
ten  Leitbildern,  welche  das  Rechtsverständnis  im

33 www.fragdenstaat.de (zuletzt abgerufen am 27.02.2019). 
34 Zur öffentlichen Debatte darüber J. Krüper, MIP 2014, 181 ff.
35 M. Pagenkopf, ZRP 2018, 37 ff.
36 VGH München, Beschluss vom 19.01.2018 – 5 CE 18.169,

online veröffentlicht bei juris.
37 VG München, Beschluss vom 17.01.2018 – M 7 E 18.68, on-

line veröffentlicht bei juris.
38 Ausführlich  S. Jürgensen,  Verfassungsnormativität  im Recht

der Politik, in Vorb.
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Recht der Politik steuern. Der Gewährleistungsgehalt
des freien Mandats des Abgeordneten ist in besonde-
rer Weise unklar und Verzerrungen ausgesetzt. Hier
liegt eine Herausforderung der Parteienrechtswissen-
schaft, das Verhältnis von Abgeordneten zu „ihren“
Parteien aufzuklären und destruktiv-verzerrenden Er-
zählungen Einhalt zu gebieten.

Das Sächsische OVG39 sah sich durch die Entschei-
dung des  VG Dresden40,  in der  es von der Recht-
sprechung abwich, zu einer Änderung des erstinstanz-
lichen Urteils genötigt. In der Sache ging es um den
Entzug einer  Waffenbesitzkarte  eines  NPD-Funktio-
närs,  die  die  zuständige  Behörde  auf  Hinweis  des
Sächsischen Verfassungsschutzes  widerrief.  Die Be-
hörde  hatte  ihre  Entscheidung  maßgeblich  auf  § 5
Abs. 2 Nr. 3 lit. a und b WaffG gestützt, wonach die
für eine Waffenbesitzkarte erforderliche Zuverlässig-
keit Personen in der Regel fehlt, die einzeln oder als
Mitglieder einer Vereinigung Bestrebungen verfolgen
oder  unterstützen,  die  gegen  die  verfassungsmäßige
Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerver-
ständigung gerichtet  sind. Das VG sah es mit dem
Parteienprivileg des Art. 21 Abs. 2 GG für unverein-
bar  an,  den  Begriff  der  Vereinigung  auf  politische
Parteien anzuwenden. Die darin liegende Abweichung
von der Rechtsprechung des BVerwG41 erachtet das
Sächsische OVG für nicht gerechtfertigt und änderte
das Urteil des VG Dresden entsprechend ab. Der Sinn
der entsprechenden Normen des WaffG liege darin,
Personen,  die  sich  extremistisch  betätigen,  generell
vom Waffenbesitz  auszuschließen.  Dieses  Verständ-
nis stehe nicht im Konflikt mit Verfassungsrecht, viel-
mehr sei die Ansicht des VG fernliegend. Das Parteien-
privileg  schütze  die  Parteien  als  Organisationen  in
ihrem Bestand, damit diese ihrer Funktion – an der
politischen Willensbildung zu partizipieren – nach-
kommen können. Vor diesem Hintergrund ließe sich
nicht erkennen, inwiefern der Entzug der Waffenbe-
sitzkarte Parteien in dieser Funktion störe, sei doch
der  Waffenbesitz  für  den  Prozess  der  politischen
Willensbildung  nicht  erforderlich.  Auch  eine  Ab-
schreckungswirkung gegenüber potenziellen Mitglie-
dern bestehe nicht bzw. sei für die Parteien zu erdul-
den. Der Zweck der Regelvermutungen des WaffG
liege in der Abwehr extremistischer Gefahren; dies
gelte für Parteien – unabhängig von der Ausrichtung
des Extremismus – ebenso wie für andere Vereini-

39 OVG  Sachsen,  Urteil  vom 16.03.2018  –  3  A  556/17,  in:
SächsVBl 2018, 171 ff.

40 VG Dresden,  Urteil  vom 23.06.2016  –  4 K 286/16,  online
veröffentlicht bei juris.

41 BVerwG, Urteil vom 30.09.2009 – 6 C 29/08, online veröf-
fentlicht bei juris. Dazu A. Sadowski, MIP 2011, 163 (164).

gungen.  Präventive  Maßnahmen  seien  genau  wie
strafrechtliche  Verurteilungen  grundsätzlich  zuläs-
sig.  Dass  überhaupt  Maßnahmen  gegen  politische
Extremisten ergriffen werden können, stehe auch mit
dem Prinzip der staatsfreien und offenen Willensbil-
dung  vom Volk  zu  den  Staatsorganen  aus  Art. 20
Abs. 2 GG nicht in Widerspruch, sondern sei Aus-
druck  des  verfassungsimmanenten  Konzepts  der
wehrhaften  Demokratie.  Während  die  Beurteilung
über  die  Verfassungswidrigkeit  einer  Partei  nach
Art. 21 Abs. 4 GG allein dem BVerfG verantwortet
sei, handele es sich bei den „Bestrebungen gegen die
verfassungsmäßige Ordnung“ nach dem WaffG um
einen unbestimmten Rechtsbegriff, der von den Ge-
richten – auch unter Rückgriff auf die Judikatur zu
Vereinsverboten sowie zum jüngsten NPD-Urteil  –
vollständig überprüfbar sei. Die Subsumtion ergebe,
dass es sich bei der NPD um eine verfassungsfeindli-
che Organisation handelte und dass der Kläger die
Bestrebungen der Partei auf Funktionärsebene unter-
stütz habe. Die Regelvermutung des § 5 Abs. 2 Nr. 3
lit. a WaffG greife also und werde vom Kläger auch
nicht widerlegt. Das äußerst umfangreiche Urteil des
Sächsischen  OVG ist  im Zusammenhang  mit  dem
am 17.01.2017 verkündeten  NPD-Urteil42 und dem
bereits zuvor bestehenden Problem zu sehen, wie mit
extremistischen  Parteien  außerhalb  und  vor  allem
unterhalb der Schwelle des Parteiverbots umzugehen
ist.  In der Parteienrechtsdogmatik wird der Grund-
satz  des  Anknüpfungsverbots  propagiert,  auf  den
sich auch das VG Dresden berief, als es die Regel-
vermutung des § 5 Abs. 2 Nr. 3 lit. a WaffG unange-
wendet  ließ.  Diese  Spannungslage  besteht  tatsäch-
lich, namentlich, dass bestimmten Parteien mithilfe
des WaffG der mitgliedschaftliche „Boden unter den
Füßen“  weggezogen  werden  könnte;  immer  dann,
wenn die Mitgliedschaft  in anderen Rechtsgebieten
als  dem Parteienrecht  sanktioniert  wird.43 Das Ge-
richt erkennt dies aber, weswegen die differenzierte
Argumentation des OVG zu überzeugen vermag. So
problematisch die Anknüpfung auch auf individuel-
ler Ebene ist, zeigen gerade die Ergebnisse des NPD-
Parteiverbotsverfahrens,  wie  notwendig  präventive
Maßnahmen  gegen  hochgefährliche  Personen  sind,
auch wenn sie Mitglied einer Partei sind, zumal das
BVerfG die  Anforderungen für  ein  Parteiverbot  in
dieser Entscheidung deutlich hochgeschraubt hat.44

42 S. Jürgensen, Das Parteiverbot ist tot, es lebe der Entzug staatli-
cher  Parteienfinanzierung?,  Verfassungsblog  am  30.05.2017
(https://verfassungsblog.de/das-parteiverbot-ist-tot-es-lebe-der
-entzug-staatlicher-parteienfinanzierung/, zuletzt abgerufen am
27.02.2019).

43 Dazu bereits S. Jürgensen, MIP 2017, 143 (151 f.).
44 P. Höhner/S. Jürgensen, MIP 2017, 103 ff.
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Der, von einem großen medialen Interesse begleitete,
Streit um die Internetseite www.wir-sind-afd.de fand
– soweit ersichtlich – sein Ende vor dem OLG Köln45.
Ein Blogger hatte sich diese Domain gesichert und
dort  Zitate  von  prominenten  AfD-Politikern  gesam-
melt. Die AfD klagte unter Berufung auf ihr Namens-
recht aus § 12 BGB gegen die Registrierung und ge-
wann auch vor dem LG Köln46, das ihm die Nutzung
untersagte. Die dagegen angestrengte Berufung blieb
erfolglos.  Das Namensrecht  aus § 12 BGB schütze
auch die Kurzbezeichnung einer Partei. Auch von ihr
gehe  Unterscheidungskraft  aus.  Dementsprechend
komme auch dem Kürzel „AfD“ Verkehrsgeltung zu,
die eine Bezeichnung erhalte, „wenn ein nicht unbe-
trächtlicher Teil des Verkehrs sie als Hinweis auf ei-
nen bestimmten Namensträgers  ansieht“.47 Es liege
eine unberechtigte Namensanmaßung nach § 12 S. 1
Alt. 2 BGB vor, indem der Beklagte durch die Ver-
wendung  des  Kürzels  „AfD“  eine  Zuordnungsver-
wirrung  hervorgerufen  und  dadurch  die  Interessen
der Partei verletzt habe. Der Zusatz „wir sind“ drücke
eben keine Distanz aus, sondern – vergleichbar mit
dem bekannten Slogan „wir sind Papst“ – die Unter-
stützung  einer  Person  oder  eines  Lagers  aus.  Ent-
scheidend für die Zuordnungsverwirrung sei weiter
nur die Domain, und nicht etwa der Inhalt, der über-
dies aber als Sammlung von Originalzitaten von AfD-
Politikern den Eindruck erwecke, es handele sich tat-
sächlich um einen Auftritt  der  Partei.  Diese Erwä-
gungen stellt das OLG sodann in die Abwägung mit
den  Grundrechten  des  Bloggers  ein.  Dabei  sei  es
schon  zweifelhaft,  ob  sich  der  Beklagte  überhaupt
auf  Meinungsfreiheit  berufen  könne,  soweit  es  um
die Erstellung einer bestimmten Domain gehe; kön-
ne er doch seine Kritik auch unter einer anderen Do-
main äußern.  Unabhängig davon überwiege jedoch
das im Namensrecht  konkretisierte  allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht der Partei das Recht des Beklagten,
zumal  dessen  verfassungsrechtlicher  Status  aus
Art. 21 GG auf das einfache Rechte ausstrahle. Wei-
tere Grundrechte, insbesondere die von Art. 5 Abs. 3
GG geschützte Satire, seien nicht einschlägig: Streit-
gegenstand  sei  allein  die  Domain,  nicht  der  Inhalt
der Netzseite.  Trotz der breiten Sympathie, die der
Aktion zugekommen ist, wird man die Entscheidung,
die in einem sehr speziellen Rechtsgebiet liegt, mit
der damit verbundenen nötigen Vorsicht für richtig

45 OLG Köln, Beschluss vom 27.09.2018 – 7 U 85/18, in: MMR
2018, 750 ff.

46 LG Köln, Urteil vom 06.02.2018 – 33 O 79/17, online veröf-
fentlicht bei juris.

47 OLG Köln, Beschluss vom 27.09.2018 – 7 U 85/18, in: MMR
2018, 750 (751).

befinden können. Das Namensrecht der Parteien, das
wissenschaftlich nahezu unerforscht ist,  ist  ein we-
sentliches Recht der Parteien. Insofern kann man es
dem OLG Köln nicht entgegenhalten, dass es – bis
auf einen Absatz nahezu ohne – die Sonderdogmatik
des  Parteienrechts  auskommt.48 Hier  besteht  Hand-
lungsbedarf, scheint doch die Interessenlage eine an-
dere zu sein als im wirtschaftlichen Wettbewerb, der
die Grundlage für diese Entscheidung bildete.

Auf der Netzseite der AfD behauptete ein Mitglied
des Berliner Abgeordnetenhauses und Parteimitglied,
das Bundesumweltministerium habe den Wahlkampf
von Hillary Clinton mit „Millionenzahlungen“ unter-
stützt. Dagegen setzte sich das Ministerium vor dem
LG Berlin49 zur Wehr und machte einen Berichtigungs-
anspruch aus §§ 823 Abs. 2, 1004 Abs. 1 S. 1 BGB
analog i.V.m. §§ 185 ff. StGB geltend. Dabei konnte
es beweisen, dass tatsächlich 1,5 Millionen Euro ge-
zahlt wurden, allerdings nicht zugunsten des Wahl-
kampfes in den USA, sondern an die Clinton- Stif-
tung,  konkret  und zweckgebunden an ein  Umwelt-
projekt  in  Afrika.  Der  Verfasser  des  Beitrags  ver-
wies in diesem Zusammenhang auf den Indemnitäts-
grundsatz nach Art. 52 Abs. 1 BerlVerf. Das Gericht
arbeitete aber überzeugend heraus, dass es Aufgabe
des Indemnitätsschutzes  sei,  das Parlamentsplenum
als  freies  Forum für  Diskussionen zu ermöglichen.
Die getätigte Äußerung lasse jeden Bezug zur Abge-
ordnetentätigkeit des Beklagten vermissen. Dagegen
könne sich die Bundesrepublik Deutschland, vertre-
ten durch das Bundesumweltministerium, zwar nicht
auf Grundrechte berufen, wohl aber auf einen gewis-
sen Ehrschutz,  was beispielsweise  in  § 194 Abs. 3
StGB sichtbar werde. Der schwerwiegende Vorwurf
auf der AfD-Homepage finde in Wirklichkeit keinen
Rückhalt,  sie  seien  unwahr.  Dies  sei  wegen  der
Struktur der Aussage als Tatsachenbehauptung auch
nachzuvollziehen.  Das  Bundesumweltministerium
habe substantiiert nachweisen können, wohin und zu
welchem Zeitpunkt welches  Geld geflossen sei,  an
der Unwahrheit  bestünden also keine Zweifel.  Auf
diese  Weise  sei  eine  Rufbeeinträchtigung  entstan-
den, für die eine Richtigstellung erforderlich sei, da
es auch nicht an der gebotenen Aktualität fehle.

Vor dem VG Gießen50 scheiterte ein NPD-Politiker
bei dem Versuch, die aufschiebende Wirkung seines

48 OLG Köln, Beschluss vom 27.09.2018 – 7 U 85/18, in: MMR
2018, 750 (752).

49 LG Berlin, Urteil vom 05.07.2018 – 27 O 155/17, online ver-
öffentlicht bei juris.

50 VG Gießen, Beschluss vom 05.07.2018 – 9 L 1982/18.GI, on-
line veröffentlicht bei juris.
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Widerspruchs  gegen  den  Widerruf  seiner  waffen-
und sprengstoffrechtlichen Erlaubnisse anzuordnen.
So  konnte  er  beim  Gericht  keine  durchgreifenden
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Widerrufs erwe-
cken. Dies wurde – wie bereits im oben besproche-
nen  Fall  –  maßgeblich  mit  § 5  Abs. 2  Nr. 3  lit. a
WaffG begründet. Auch das VG Gießen sah in die-
ser Norm keinen Verstoß gegen das Parteienprivileg.
Der Antragsteller habe sich als Kandidat bei der hes-
sischen Kommunalwahl im Jahr 2016 aktiv für die
als verfassungsfeindlich einzustufende Partei einge-
setzt. Dabei sei unerheblich, dass er bereits 2009 aus
der NPD ausgetreten sei.  Entscheidend sei,  dass er
durch seine Kandidatur die Unterstützung der Partei
–  zumindest  auf  kommunaler  Ebene  –  kundgetan
habe. Daran ändere auch seine Versicherung nichts,
er habe es nie für realistisch gehalten, tatsächlich ein
Mandat erringen zu können, da dies nach dem hessi-
schen Kommunalwahlrecht, das die Möglichkeit der
Kumulation nach § 18 Abs. 1 KWG Hess kenne, nie
ausgeschlossen  sei.  Zuletzt  sei  er  außerstande,  die
gesetzliche  Regelvermutung zu widerlegen.  Diesel-
ben Gründe würden auch die sprengstoffrechtlichen
Erwägungen der Behörde tragen.

Die NPD wollte im thüringischen Leinefelde den so-
genannten „Eichsfeldtag“ begehen und meldete des-
wegen bei der zuständigen Behörde eine öffentliche
Versammlung an. Der Kreisausschuss des Landkrei-
ses  Göttingen  beschloss  daraufhin,  im  Falle  des
Stattfindens der Versammlung eine Pressemitteilung
zu veröffentlichen, in welcher der Landkreis die Ein-
wohner zum Protest gegen die Versammlung aufruft.
Der dagegen beim VG Göttingen51 eingereichte An-
trag nach § 123 Abs. 1 S. 1 VwGO hatte Erfolg: Die
NPD konnte glaubhaft  machen, dass der  Kreis  mit
der Stellungnahme rechtswidrig gehandelt habe und
eine  sofortige  Gerichtsentscheidung notwendig sei.
Die  Rechtswidrigkeit  ergebe  sich,  so  das  VG,  aus
dem  fehlenden  allgemeinpolitischen  Mandat  des
Kreisausschusses.  Allein  die  räumliche  Nähe  zur
Versammlung löse die Zuständigkeit im Rahmen der
kommunalen  Selbstverwaltung  nicht  aus.  Daneben
ließe sich auch ein Verstoß gegen des Neutralitätsge-
bot feststellen. Der Kreisausschuss habe unter Rück-
griff  auf amtliche Ressourcen und Autorität  in den
Parteienwettbewerb  eingegriffen  und  die  Chancen-
gleichheit der NPD verletzt. Dieses Recht gelte auch
nach dem NPD-Urteil des BVerfG vom 17.01.2017
weiter für die Partei.

Sven Jürgensen

51 VG Göttingen, Beschluss vom 29.08.2018 – 1 B 462/18, on-
line veröffentlicht bei juris.

2. Chancengleichheit

Das  BVerfG52 hatte  in  einem Eilverfahren  (genau
genommen) abschließend entschieden, dass die Stadt
Wetzlar ihre Stadthalle der Nationaldemokratischen
Partei Deutschlands (NPD) für eine Wahlkampfver-
anstaltung überlassen muss. Die Stadt Wetzlar setzte
sich  (genau  genommen)  rechtswidrig  darüber  hin-
weg53,  weil  „offensichtlich  [...]  Fehlvorstellungen
über die Bindungskraft richterlicher Entscheidungen
und den noch verbleibenden Spielraum für eigenes
Handeln [bestanden]“54. Dies war wohl das – folgen-
lose – Ergebnis einer vom BVerfG von der zuständigen
Kommunalaufsichtsbehörde verlangten Aufklärung des
Vorfalls55. Zwar hatte das BVerfG auch aufgefordert,
notwendige aufsichtsrechtliche Maßnahmen zu ergrei-
fen und das Gericht unverzüglich davon zu unterrich-
ten. Der als Aufsichtsbehörde zuständige Regierungs-
präsident Gießen beließ es indes bei einer persönli-
chen Erörterung mit dem Oberbürgermeister der Stadt
Wetzlar. Als deren Ergebnis gehe das Regierungsprä-
sidium  Gießen  davon  aus,  dass  richterliche  und
höchstrichterliche Entscheidungen respektiert und um-
gesetzt werden. Die Stadt Wetzlar habe den Beschluss
des BVerfG nicht willentlich missachtet, sondern die
handelnden Personen hätten sich vielmehr in einem
(erstaunlicherweise  aus  Sicht  der  Aufsichtsbehörde
entlastenden)  Dilemma  befunden56.  Demnach  sahen
diese sich augenscheinlich in einer Zwangslage, in der
sie zwischen zwei in gleicher Weise schwierigen oder
unangenehmen Dingen wählen sollen oder müssen57:

52 BVerfG,  Beschluss  vom  24.03.2018  –  1  BvQ  18/18,  in:
NVwZ 2018, 819; vorhergehend Hess. VGH, Beschluss vom
23.02.2018  –  8  B  23/18,  und  VG Gießen,  Beschluss  vom
20.12.2017 – 8 L 9187/17.GI, online veröffentlicht bei juris.

53 Ausführlich dazu bereits  A. Bäcker,  Damit ist kein Staat zu
machen:  Von  Verfassungsfeinden  und  einem weiteren  Pro-
blem mit der Verfassungstreue, in: MIP 2018, S. 112-113.

54 BVerfG, Pressemitteilung Nr. 26/2018 vom 20.  April  2018,
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemit
teilungen/DE/2018/bvg18-026.html (abgerufen am 14.02.2019).

55 BVerfG, Pressemitteilung Nr. 16/2018 vom 26.  März 2018,
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemit
teilungen/DE/2018/bvg18-016.html (abgerufen am 14.02.2019).

56 Das Regierungspräsidium hat seine Stellungnahme nicht all-
gemein zugänglich gemacht, jedoch Medienorganen auf Anfrage
zur Verfügung gestellt, s. W. Hecker, Verweigerung der Stadt-
hallennutzung gegenüber der NPD, in: NVwZ 2018, 787 (791,
Fn. 46). Eine Sachverhaltswiedergabe erfolgt auf Grundlage der
Berichterstattung, etwa  Tanja Podolski,  Regierungspräsident
Gießen zum Eklat um Stadthalle Wetzlar: Es war eben ein Di-
lemma, in:  Legal Tribune Online,  13.04.2018,  https://www.
lto.de/persistent/a_id/28069/ (abgerufen am 14.02.2019).

57 So die Erläuterung des Begriffs „Dilemma“ bei Duden, Deut-
sches Universalwörterbuch, Das umfassende Bedeutungswör-
terbuch der deutschen Gegenwartssprache, 8. Aufl. 2015.
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